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     Zusammenfassung | Der Beitrag unter-
sucht die Kooperation der unterschiedlichen 
Akteure des deutschen Kinderschutzsystems 
unter den gegenwärtigen Bedingungen. Dis ku-
tiert werden zunächst Entwicklungen in den 
Regelwerken des Systems und die mit ihnen 
verbundene aktuelle Vernetzungsagenda. 
 Anschließend geht es um die in der Praxis 
wahrgenommenen Erträge und Konflikte im 
Spannungsfeld zwischen Kooperation und 
 Konkurrenz. Es zeigt sich, dass das allgegen-
wärtige „Netzwerkmantra“ oft nicht halten 
kann, was es verspricht.

     abstract | The article explores how the var-
ious participants involved in the contemporary 
German child protection system collaborate in 
networks. First, it retraces the development of 
the respective regulation and the current net-
working agenda. Second, it highlights the bene-
fits and obstacles in networking practices with 
a particular focus on tensions between compe-
tition and collaboration. As a result, it becomes 
obvious that often the “network mantra” does 
not keep its promises.

Schlüsselwörter  Kinderschutz  Kooperation 
 Vernetzung  Institution  Konkurrenz 

     Einleitung | Das deutsche Kinderschutzsystem 
bildet ein weit verzweigtes Feld, in dem zahlreiche 
Organisationen und Berufsgruppen zusammenwir-
ken (sollen). Neben der traditionell hauptsächlich 
 zuständigen Jugendhilfe sind verschiedene Akteure 
des Gesundheitswesens sowie aus Justiz und Polizei 
beteiligt. Betrachtet man die Entwicklung der letzten 
Jahre, so zeigen sich in Politik und Verwaltung ver-
stärkt  Bemühungen in Richtung formalisierter Koope-
ration und Vernetzung.

     Im Rahmen eines DFG-Forschungsprojekts haben 
wir in fünf lokalen Settings unter anderem untersucht, 
was sich Fachkräfte vor Ort von Vernetzung verspre-
chen, mit welchen Problemen sie sich konfrontiert 
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sehen und wie sie damit umgehen.1 Zentral ist der 
Befund, dass Aktivitäten im Kinderschutz in einen 
Steuerungskontext eingebettet sind, in dem parallel 
zu den genannten Kooperationsbemühungen auch 
(Markt-)Wettbewerb (etwa zwischen freien Trägern) 
sowie Kontrollprozesse forciert werden (Bode; Turba 
2014a). Aus dieser vertrackten Agenda erwachsen 
komplexe Anforderungen an die Teilnehmer von Netz-
werken: Kinderschutz bewegt sich gewissermaßen 
zwischen „Kooperation und Konkurrenz“ (van Santen; 
Seckinger 2003, S. 397 ff.). Im Folgenden referieren 
wir Forschungsergebnisse zu in diesem Zusammen-
hang wahrgenommenen Spannungen.

     Theoretischer hintergrund | Kooperation und 
Vernetzung sind ein „Evergreen“ in der Debatte um 
die Frage, wie soziale Dienste vor Ort verbessert wer-
den können (Dahme; Wohlfahrt 2000, Bütow 2012). 
Viele Theorien gehen davon aus, dass Netzwerke – 
verglichen mit Märkten oder Hierarchien – Synergien 
und vertrauensbasierte Kooperation besonders be-
fördern können (Powell 1990). Vernetzung gilt – nicht 
zuletzt in Politik und Praxis – als „Königsweg“ zur 
 Optimierung von Steuerungsprozessen.

     Jedoch gibt es im Fachdiskurs auch skeptische 
Stimmen (dazu exemplarisch die Beiträge in Fischer; 
Kosellek 2013 sowie allgemeiner Straßheim 2013). 
So sprechen van Santen und Seckinger (2003, S. 9) 
im Zusammenhang mit Vernetzung in der Jugendhilfe 
von einer „mit vielen positiven Erwartungen überla-
dene[n] Problemlösungsstrategie“ sowie einem „fast 
schon mystischen Heilsversprechen“. In gewisser Wei-
se erscheint die aktuelle Vernetzungsagenda insofern 
als intuitiver Gegenreflex zu wachsender „Systemdif-
ferenzierung“ – also zu einer allgemeinen, auch den 
Sozialsektor erfassenden Tendenz der Vervielfältigung 

von Rollen, Regeln und Logiken in der modernen 
 Gesellschaft (van Santen; Seckinger 2003, S. 13 ff.). 
Mit anderen Worten: Von einer allgemeinen Überle-
genheit vernetzungsbasierter Steuerung sollte nicht 
vorbehaltlos ausgegangen werden.

     In jedem Fall ist produktives „Netzwerken“ sehr 
voraussetzungsvoll: Es erfordert eine offene Perspek-
tivenübernahme (also ein „taking the role of the 
other“ im Sinne von G.H. Mead), die Bereitschaft zum 
gemeinsamen Lernen (Thomson; Perry 2006) sowie 
gegenseitiges Vertrauen (Powell 1990). Gerade im 
heterogen strukturierten Bereich des Kinderschutzes, 
in dem zahlreiche Regelwerke und Organisationskul-
turen aufeinanderprallen, stellt effektive Vernetzung 
eine besondere organisatorische Herausforderung dar 
(Bohler; Franzheld 2013). Traditionelle Kompetenz-
streitigkeiten und Interessenkonflikte, Statusdiffe-
renzen und Delegationsverhältnisse, je eigensinnige 
professionelle Selbstdeutungen und Arbeitsprinzipien 
oder auch (Ressort-)Streitigkeiten hinsichtlich der 
 Verantwortung für die Finanzen bergen ein perma-
nentes Konfliktpotenzial. Die Kooperationspraxis 
steht somit in mehrfacher Hinsicht unter „Netzspan-
nung“, was mit Reibungs- und Informationsverlusten 
einhergehen kann.

     Im Folgenden wird argumentiert, dass diese Pro-
blematik durch politisch in Gang gesetzte Koopera-
tionszwänge möglicherweise noch verschärft wird, 
denn die neue „Netzwerkphilosophie“ löst andere 
Formen der Koordination – qua Markt oder Hierarchie 
– keineswegs einfach ab; vielmehr geht sie immer 
auch mit Erfahrungen von Konkurrenz und Macht -
ausübung einher. In der Sprache einer viel beach-
teten Theorie der soziologischen Organisationsfor-
schung (des sogenannten Neo-Institutionalismus) 
existieren hier also parallel mehrere „institutionelle 
Logiken“ (Thornton et al. 2012). Zwischen diesen 
müssen die Fachkräfte vor Ort permanent pragma-
tische Kompromisse suchen – also „institutional 
work“ betreiben (Lawrence et al. 2013). Dabei wer-
den auch Konflikte ausgetragen: Die „politisierte 
 Seite von Vernetzungsprozessen“ (Straßheim 2013, 
S. 125) darf also nicht übersehen werden.

     Institutionelle netzwerkdynamiken im 
deutschen Kinderschutzsystem | Im deutschen 
Wohlfahrtsstaat werden soziale Dienstleistungen 
 traditionell von einer Vielzahl unterschiedlicher 

1 Das 2013 abgeschlossene DFG-Projekt „SKIPPI“ 
(Sozialsystem, Kindeswohlgefährdung und Prozesse 
professioneller Interventionen) wurde in Kooperation 
der Universitäten Kassel und Wuppertal durchge-
führt. Der diesem Beitrag zugrunde liegende Kasse-
ler Schwerpunkt widmete sich aus soziologischer 
Perspektive institutionellen, professionellen und 
 organisationalen Rahmenbedingungen des Kinder-
schutzes, vor allem mit Blick auf die Entwicklung 
von Prozessen der Finanzierung, Kontrolle und Ver-
netzung. Letzterer Aspekt ist zudem Gegenstand 
des laufenden international vergleichenden Pilot-
projekts „CLONES“ (Comparing Local Networks in 
Social Services) sowie einer EU-Kooperation (COST-
Action: SO.S. Cohesion – Social services, welfare 
state and places).
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(staatlicher und nicht staatlicher) Organisationen er-
bracht, die in einem spezifischen „welfare mix“ zu-
sammenwirken (Bode 2005). Dieser Pluralismus war 
lange Zeit von friedlicher Koexistenz geprägt und 
 soziale Dienste wurden im Rahmen korporatistischer 
Arrangements mehr oder weniger partnerschaftlich 
organisiert. Vor Ort erfolgte interorganisationale 
 Kooperation, trotz einiger früher Vorstöße in Sachen 
„Case Management“, eher sporadisch und von Fall 
zu Fall.

     Seit den 1990er-Jahren sind diesbezüglich Verän-
derungen zu verzeichnen. Soziale Dienstleistungen 
wurden fortan verstärkt „managerialistisch“ organi-
siert, Aufwand und Ertrag akribisch durchkalkuliert 
und kurzfristige Kosteneffizienz zur zentralen Maxime. 
In diesem Rahmen erhielt auch Vernetzung einen ver-
bindlicheren Charakter: Von ihr versprach man sich – 
durch passgenauere Hilfen rund um die Nutzenden – 
nicht zuletzt Verbesserungen in Sachen „Kunden orien-
tierung“ und „Effizienz“ (Schubert 2013, S. 267 f.). 
Gleichzeitig kam es zu einem verstärkten Trägerwett-
bewerb und asymmetrischen Beziehungen zwischen 
Kostenträgern und Leistungserbringern, was Spannun-
gen in Kooperationsprozessen beförderte. In einem 
nunmehr stärker „desorganisierten“ welfare mix (Bode 
2005) wurden partnerschaftliche Arrangements ge-
schwächt, während Marktbeziehungen an Bedeutung 
gewannen. Zudem setzte die Sozialadministration in 
erhöhtem Maße auf numerische Kontrolle und Evalua-
tion denn auf konsensuelle Steuerung. Die überge-
ordneten Kooperationsbedingungen im Sozialwesen 
haben sich also verändert, was (mittelbar) auch Aus-
wirkungen auf den Kinderschutz hat.

     Den Ausgangspunkt für Veränderungen in diesem 
konkreten Bereich stellte das Kinder- und Jugendhilfe-
gesetz (KJHG) von 1990 dar, welches die altherge-
brachte Arbeitsteilung zwischen Kostenträgern und 
Leistungserbringern teilweise neu regelte und Koope-
rationsprozesse weiter ausdifferenzierte. Freie Träger 
sollten sich nun nicht nur in „Arbeitsgemeinschaften“ 
(nach § 78 SGB VIII) koordinieren, sondern es gab mit 
dem neuen Hilfeplanverfahren (§ 36 SGB VIII) auch 
Vorgaben zur interorganisationalen Kooperation in 
einem gegebenen Fall. Detailliertere Vertrags- und 
Qualitätsstandards wurden 1999 mit den sogenann-
ten „Leistungs-, Qualitäts- und Entgeltvereinbarun-
gen“ (§ 78 a-g SGB VIII) eingeführt. Diese Regelun-
gen öffneten gleichzeitig die Tore für einen „Markt“ 

der Leistungserbringung (unter Einbezug kommerzi-
eller Anbieter). Das Jugendamt geriet so verstärkt in 
die Rolle eines „Maklers“, die Fälle an externe 
 Instanzen delegiert und im weiteren Verlauf ledig -
lich Koordinationsfunktionen übernimmt.

     Mit dem Kinder- und Jugendhilfeweiterentwick-
lungsgesetz (KICK) von 2005 wurden Kooperations-
prozesse im Kinderschutz standardisiert: § 8a SGB 
VIII erweiterte die „diagnostische“ Verantwortung für 
Kindeswohlgefährdung auf freie Träger der Jugend-
hilfe und benannte auch Einrichtungen des Gesund-
heitswesens sowie der Polizei als potenzielle Prozess-
beteiligte. Zudem sollten spezialisierte „Kinderschutz-
fachkräfte“ beratende und koordinierende Funktio-
nen übernehmen. Das Bundeskinderschutzgesetz 
von 2012 trieb den Netzwerkgedanken weiter voran, 
wobei bislang eher periphere Instanzen wie zum Bei-
spiel Kinderärzte und Kinderärztinnen stärker in den 
Kinderschutz einbezogen werden sollten. Eine beson-
dere Rolle erhielten die „Familienhebammen“, die an 
der Schnittstelle zwischen Jugendhilfe und Gesund-
heitswesen arbeiten. Dem Jugendamt kam nunmehr 
die Aufgabe zu, auf der lokalen Ebene die Organisa-
tion von Kinderschutznetzwerken zu übernehmen.

     Jedoch ist die Organisation netzwerkförmiger Ko-
operation nicht auf die Ebene der nationalen Gesetz-
gebung begrenzt, sondern hat gemeinhin einen stark 
regionalen beziehungsweise lokalen Charakter. Die 
Zahl entsprechender Initiativen in Ländern und Kom-
munen ist kaum noch überschaubar. Dabei zeigt sich 
eine Vielfalt unterschiedlicher Ansätze, bei denen so-
wohl spezialisierte Einzelpersonen („Kinderschutzko-
ordinatoren“, „insoweit erfahrene Fachkräfte“) als 
auch institutionalisierte Gremien („Arbeitskreise“, 
„Runde Tische“, „Stadtteilkonferenzen“) eine wichtige 
Rolle spielen. Manche dieser Arrangements sind 
gleichsam „von unten“ initiiert, andere dagegen eng 
an die Sozialverwaltung gekoppelt. Wieder andere 
beruhten anfänglich auf formalen Vorgaben, haben 
aber ihren Zuschnitt in der Folge mehr oder weniger 
selbstläufig an lokale Bedarfe angepasst.

     Eine wichtige Rolle spielen darüber hinaus Pro-
jekte im Bereich der „Frühen Hilfen“, „niedrigschwel-
lige“ Angebotsstrukturen sowie verschiedene Varian-
ten der „Sozialraumorientierung“ (für viele: Kessl; 
Reutlinger 2011). Vielerorts sind „soziale Frühwarn-
systeme“ installiert worden, die auf einen umfang-
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reichen Informationsaustausch unter verschiedenen 
Berufsgruppen abzielen – wobei hier (im Rahmen 
medizinischer Screenings) insbesondere dem Gesund-
heitswesen eine wachsende Bedeutung zukommt. 
Generell neigen lokale Kinderschutzsysteme heute 
zu einer Entgrenzung im Hinblick auf den Teilneh-
merkreis, die mancherorts so weit geht, dass sogar 
Mitarbeitende der Stadtreinigung, Wohnungsbauge-
sellschaften oder Gerichtsvollzieher in Meldeverfah-
ren einbezogen werden. Die Anzahl für den Kinder-
schutz (mit-)„zuständiger“ Instanzen ist also erheblich 
gewachsen. Gerade bei Berufsgruppen, bei denen 
Kinderschutz gemeinhin nicht im Zentrum ihrer Akti-
vitäten steht, etwa den Kinderärzten, gibt es jedoch 
häufig keine Refinanzierung für entsprechende Tätig-
keiten, so dass vieles vom Engagement individueller 
Personen abhängt – und somit mehr oder weniger 
vom „glücklichen Zufall“ .

     Gleichzeitig gibt es vor dem Hintergrund der oben 
genannten managerialistischen Tendenzen Anreize 
für Wettbewerb zwischen Leistungserbringern und 
ein verstärktes Outsourcing von Aktivitäten seitens 
der öffentlichen Verwaltung. In diesem Zusammen-
hang erhält Kooperation einen hybriden Charakter: 
Einerseits werden Netzwerke stärker formalisiert und 
erweitert, während andererseits die Basis der Zusam-
menarbeit strapaziert beziehungsweise desorganisiert 
wird (siehe oben). Vernetzung kann also nicht losge-
löst von Steuerungsprozessen qua Markt oder Hie-
rarchie gedacht werden. Der Trend zur Kooperation 
scheint mit anderen Entwicklungen im gegenwärti-
gen Kinderschutzsystem – in Richtung verstärkter 
Kostensteuerung und Prozesskontrolle – auf vielfältige 
Weise verwoben zu sein. Im Folgenden gehen wir auf 
Basis unserer Forschungsergebnisse der Frage nach 
daraus resultierenden Spannungen und Perspektiven 
ihrer Bewältigung nach.

     netzwerkdynamiken in der praxis vor ort | 
Wie dargestellt, bewegen sich Kooperation und Ver-
netzung im deutschen Kinderschutzsystem in einem 
Steuerungskontext, in dem gleichzeitig Wettbewerb 
und bürokratische Kontrolle forciert werden. Dieser 
Umstand provoziert Spannungen zwischen unter-
schiedlichen Rationalitäten. Sowohl die öffentliche 
Verwaltung als auch Leistungserbringer sind gezwun-
gen, nach Gesichtspunkten der Kosteneffizienz zu 
handeln, was zumindest theoretisch das Potenzial 
verringert, über das unbedingt notwendige Maß hin-

aus Kooperation zu betreiben. Nachfolgend wird an-
hand einiger Beispiele aus dem Feld illustriert, wie 
die aktuelle Vernetzungsagenda vor Ort umgesetzt 
wird. Grundlage sind Befunde aus qualitativen Inter-
views im Rahmen von lokalen Fallstudien.

     In der Praxis zeigt sich eine ganze Reihe von Irrita-
tionen. Diese sind etwa dort erkennbar, wo die finan-
zielle Förderung lokal vernetzter Angebote mit der 
Forderung nach mehr Budgetkontrolle (zum Beispiel 
im Bereich der regulären Hilfen) verknüpft wird. Hier 
besteht dahingehend Skepsis, dass Vernetzung (gleich-
sam als „Trojanisches Pferd“) letztlich als Instrument 
benutzt wird, um Ausgaben im Umfeld des Kinder-
schutzes zu verringern. Während mehr Wettbewerb 
die Leistungserbringer zusätzlich unter ökonomischen 
Druck setzt, erhöhen verstärkte Kontrollambitionen 
den Kommunikationsaufwand für alle Beteiligten.

     Von vielen werden (insbesondere mit Kennzahlen 
hinterlegte) Vernetzungsvorgaben in ihren Auswirkun-
gen eher als Zusatzbelastung erfahren. Solche Vorga-
ben seien durch Refinanzierungen nicht ausreichend 
gedeckt und verkämen somit zur „Absurdität“; stets 
werde erwartet, dass man Vernetzung gleichsam 
„nebenher“ betreibe (Turba 2012, S. 91 f.). Die Ver-
netzungsagenda wird insofern nicht selten als „Über-
forderung“ wahrgenommen, die letztlich zulasten 
der „eigentlichen“ fachlichen Arbeit (mit den Fami-
lien) ginge. Erhöhter Fallinput und Abstimmungsbe-
darf sowie unübersichtliche Kooperationsstrukturen 
bergen aus Sicht der Akteure zudem die Gefahr einer 
„Verantwortungsdiffusion“ (Seckinger 2008, S. 22), 
bei der Ziele und Verbindlichkeiten zunehmend ver-
schwimmen. In diesem Sinne gerät die (vordergrün-
dige) Teilnahme an Netzwerken oft zur lästigen 
 Nebenaufgabe oder zum rein symbolischen Akt. 
Manche Organisationen reagieren auf permanente 
Aufforderungen zur Kooperation schlicht mit Rück-
zug. Andere Akteure betreiben dagegen geradezu 
idealtypisch „institutional work“ (Lawrence et al. 
2013), indem sie aktiv an der (Fort-)Entwicklung 
von Netzwerken mitwirken. Als unhaltbar empfunde-
ne Vorgaben werden zuweilen durch Zweckentfrem-
dungen institutionalisierter Netzwerke oder kreative 
Abwandlungen bestehender Strukturen kompensiert. 
Hier geht es dann darum, die Vorgaben zu erfüllen, 
um „das Geld zu kriegen“, um dann in Eigenregie 
doch noch etwas „inhaltlich Sinnvolles“ tun zu kön-
nen. Insgesamt gilt es stets, zwischen längerfristigen 
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Synergieoptionen und kurzfristig anfallenden Trans-
aktionskosten organisierter Kooperation im Kinder-
schutz abzuwägen.

     Hier scheint bereits durch, dass sich mit Vernet-
zung oft nicht nur intrinsische, sondern auch strate-
gisch-instrumentelle Motive verbinden. Sie dient ver-
schiedenen Instanzen dazu, die eigene Marktposition 
innerhalb eines wettbewerblichen Systems zu verbes-
sern. Fragt man nach dem konkreten Ertrag von Ver-
netzung, so geht es in den Worten der Interviewten 
zum Beispiel darum, „Gesicht zu zeigen“, „Image-
pflege“ zu betreiben oder Maßnahmen der „Akquise“ 
im Kontakt mit dem Kostenträger (Jugendamt). All 
dies wird durchaus als existenziell angesehen – ver-
liere man den Anschluss, könne man auch gleich „den 
Laden dicht machen“, so die Mitarbeiterin eines frei-
en Trägers. Insofern erzeugen wirtschaftliche (Partiku-
lar-)Interessen insbesondere aufseiten der Leistungs-
erbringer einen Vernetzungsdruck: Will man in einem 
marktförmig organisierten und unter ständiger Beob-
achtung der Öffentlichkeit stehenden Feld reüssieren, 
muss man gleichsam überall dabei sein und aktuelle 
(Markt-)Entwicklungen mitbekommen. Kooperation 
und Vernetzung sind unter diesen Bedingungen nicht 
selten Ausdruck und Motor eines Wetteiferns um 
knappe Ressourcen. Mit dem Werbeslogan „Frühe 
Hilfen ersparen späte Kosten“ verweisen manche 
Träger mitunter auch explizit auf wahrgenommene 
Sparpotenziale. Konkurrenzerfahrungen zeigen sich 
auch dort, wo versucht wird, neue Teilnehmer 
 bewusst aus Netzwerken herauszukomplimentieren. 
Nicht selten arbeite man „aneinander vorbei“ oder 
„hinter dem Rücken“ anderer. Insofern bewegen sich 
Teilnehmer von Netzwerken in einem Spannungsfeld 
zwischen Kooperation und Interessenverfolgung pro 
domo, was sich einer Trägermitarbeiterin zufolge da-
ran zeigt, „dass niemand den Deckel ganz aufmacht“. 
Ein solchermaßen instrumentelles Verhalten kann 
schließlich auch beinhalten, dass unliebsame Aufga-
ben wie beispielsweise Meldungen an andere Ins-
tanzen delegiert werden, um so eigene (Zeit-)Bud-
gets und Vertrauensverhältnisse zu schonen. 

     Mit manchen Arbeitskreisen werden auch politi-
sche Absichten verbunden, etwa dann, wenn es dar-
um geht, eine gemeinsame Stimme gegenüber dem 
Kostenträger zu entwickeln. Ist Letzterer selbst am 
Netzwerk beteiligt, so wird dagegen mancherorts 
bekundet, man müsse sich mit Kritik zurückhalten, 

um zu vermeiden, künftig nicht mehr belegt zu wer-
den. Dieses devote Verhalten verweist auf den hohen 
Stellenwert taktierender Beziehungspflege. Gleich-
zeitig löst ein von oben transportierter Kooperations-
zwang nicht selten Widerstände aus: Formale Vor-
gaben erscheinen als Gängelung, manche Befragte 
sprechen sogar von „autoritären Gesprächskulturen“. 
Auch in Bezug auf fallbezogene Kooperationen (zum 
Beispiel Hilfeplangespräche) berichten Akteure des 
Jugendamts, diese dienten oft lediglich der Bespre-
chung von Dingen, die bereits vorab beschlossen 
wurden. Bezeichnend erscheint in diesem Kontext 
die Anmerkung, der Kämmerer würde (in Bezug auf 
Kostenfragen) eine Druckkulisse aufbauen und sich 
hierbei ähnlicher Argumente bedienen, wie dies im 
Verhältnis des Jugendamts zu den Familien der Fall 
sei. Stellenweise werden von oben oktroyierte neue 
Verbindlichkeiten auch als Bedrohung traditionell 
 gewachsener Kooperationsstrukturen erfahren, die in 
der Vergangenheit (nicht unbedingt unter dem Etikett 
„Netzwerk“ firmierend) als geeignetes Mittel der 
Konkurrenzreduktion wahrgenommen wurden. Hier 
steht die aktuelle Netzwerkagenda offenbar in Kon-
flikt mit althergebrachten Kooperationskulturen auf 
der Basis wechselseitiger Abstimmungsprozesse.

     Die genannten Beispiele zeigen deutlich, dass 
Netzwerke für zahlreiche Feldakteure einen wichti-
gen Ort darstellen, um sich – jenseits von Zwecken, 
die unmittelbar mit der Aufgabenerledigung im 
 Kinderschutz zusammenhängen – mit strategischen 
Motiven zu profilieren. Zwar vermag Vernetzung 
mancherorts auch Wettbewerbsdruck abzumildern 
oder (insbesondere auf dem Wege persönlich-infor-
meller „Peer-to-peer“-Kommunika tion) eine Annähe-
rung verschiedenartiger Instanzen zu befördern. Je-
doch entstehen infolge der Vernetzungsagenda auch 
Arenen, in der strukturell angelegte Konflikte immer 
wieder aufbrechen. Zudem werden Machtgefälle und 
autoritäre Steuerungs ansprüche im Rahmen von 
 vernetzter Kooperation nicht einfach obsolet. Im 
 Gegenteil: Netzwerke  erscheinen für zentrale Orga-
nisationsakteure als praktikable Möglichkeit, Kont-
rolle über andere  Instanzen auszuüben. Insofern 
stellen sich Netz werke als Hybridgebilde dar, die 
auch Elemente von Märkten und Hierarchien in 
sich tragen. In  dieser paradoxen Situation zwischen 
 Kooperation und Konkurrenz agieren die Beteiligten 
also stets zugleich „gemeinsam und einsam“ (Bode; 
Turba 2014a, S. 319 ff.).
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     Spannungspotenziale vernetzter Koopera-
tion: Fazit und ausblick | Unsere Ergebnisse deu-
ten darauf hin, dass das Nebeneinander unterschied-
licher Entwicklungsdynamiken im Kinderschutz ein 
hohes Spannungspotenzial birgt. So ist es leicht mög-
lich, dass das Dringen auf mehr Kosteneffizienz die 
Fähigkeiten und Bereitschaften für aktives, schöpferi-
sches und reflexives Vernetzungshandeln mindert. 
Zugleich erhöht ein verstärktes Maß an Vernetzung 
sowie ein Mehr an Kontrolle zunächst einmal die 
Transaktionskosten im Kinderschutzsystem. Bei star-
ken Vorgaben für kosteneffizientes Handeln ist es 
nicht unwahrscheinlich, dass im Systemalltag ver-
sucht wird, diesen Aufwand an anderer Stelle auszu-
gleichen. Schließlich – und besonders sinnfällig – ver-
tragen sich Vernetzung und formalisierte Kontrolle als 
Koordinationsprinzipien eher schlecht. Vernetzung 
basiert idealerweise auf eigendynamischen, spontan-
ungeplanten und kreativ-entdeckenden Handlungs-
weisen, während von oben oktroyierte formalisierte 
Verfahren vieles von vornherein festlegen und Akteure 
in ihren Freiheiten einschränken.

     Der institutionelle Wandel, der die regulatorische 
Dynamik des deutschen Kinderschutzsystems seit zirka 
zwei Jahrzehnten prägt, sorgt also für erhöhte Auf-
gabenkomplexität in der Praxis. Unter den Bedingun-
gen einer Steuerung, bei der nachweisbare Kosten-
effizienz und „totale Kontrolle“ zur Norm geworden 
sind, schrumpft der Handlungs- und Gestaltungs-
spielraum derjenigen, die alltäglich mit permanenter 
Unsicherheit und unkontrollierbaren Fallverläufen um-
gehen (müssen) (Bode; Turba 2014b). Aktuelle Netz-
werkpolitiken, die formale Regeln für interorganisa-
tionale Kooperation festlegen, tendieren dazu, über-
höhte Ansprüche zu stellen und das zu erzwingen, 
was eigentlich von der Basis her wachsen müsste.

     Mehr noch: Das unabdingbare „taking the role of 
the other“ (siehe oben) wird häufig durch die Suche 
nach Gelegenheiten behindert, die das eigene Man-
dat oder (wirtschaftliche) Überleben sichern (sollen). 
Schließlich haben die im Feld wahrgenommenen 
 Erträge formalisierter Kooperationsprozesse oft gar 
nichts mit dem zu tun, was das allgegenwärtige „Netz-
werkmantra“ (Hinte 1997, S. 11) im Bereich sozialer 
Dienste verspricht. Häufig deuten zentrale Beteiligte 
Netzwerke eher als Mittel zum Zweck, nämlich ge-
wissermaßen als Kontaktbörse oder Plattform des 
Marketings für eigene (individuelle, organisationale 

oder professionelle) Interessen. Dabei scheinen aktu-
elle Regulierungstrends im deutschen Kinderschutz-
system solche instrumentellen Orientierungen eher 
noch zu untermauern. Dies steht in Kontrast zu den 
eigentlichen, „lehrbuchmäßigen“ Zwecken von Ko-
operation und Vernetzung – nämlich Gelegenheiten, 
kontraproduktive Machtverhältnisse und Rivalitäten 
durch unvoreingenommene Verständigung zu über-
winden.
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     Zusammenfassung | Nicht spezifische, 
funktionelle oder somatoforme Körperbeschwer-
den betreffen – mit steigender Tendenz – inzwi-
schen bis zu zehn Prozent der Bevölkerung in 
Deutschland. In diesem Artikel wird versucht, ein 
tieferes Verständnis der sogenannten somatofor-
men Störungen zu erreichen, das eine kritische 
Reflexion des schulmedizinischen und des psy-
chotherapeutischen Vorgehens und eine ganz-
heitliche Gesundheitsberatung aus Sicht der 
Sozialen Arbeit ermöglicht. 

     abstract | Up to ten percent of the German 
population suffer from non-specific, functional 
or somatoform disorders, with a rising trend. This 
article tries to promote deeper understanding 
of so called “somatoform disorders”, in order to 
enable critical reflection of modern medicine and 
psychotherapy, dealing with this disorder, and 
to enable holistic approaches for social workers 
practicing health counselling.

Schlüsselwörter  Psychosomatik  Psychotherapie 
 Verhaltenstherapie  Ernährungsfragen 

 Therapie  alternativ  Soziale Arbeit 

     Somatoforme Körperbeschwerden | Die von 
 somatoformen Körperbeschwerden betroffenen Men-
schen leiden unter Kopf-, Muskel- und Gelenkschmer-
zen, haben erhebliche Verdauungsbeschwerden mit 
Nahrungsmittelunverträglichkeiten, Blähungen und 
Bauchschmerzen, manche haben Herzbeschwerden, 
Atemprobleme oder wiederkehrende Blasenreizungen, 
sie leiden oft unter Schlaf- oder Appetitstörungen und 
fühlen sich müde und abgespannt. Derartige Störun-
gen betreffen inzwischen vier bis zehn Prozent der 
Bevölkerung und etwa 20 Prozent der Patientinnen 
und Patienten, die ihren Hausarzt aufsuchen.

     Medizinische leitlinien | Im November 2012 
wurde im Deutschen Ärzteblatt (der medizinischen 
Zeitschrift, die von allen Ärztinnen und Ärzten abon-
niert wird) eine klinische Leitlinie zu den nicht spezi-
fischen, funktionellen und somatoformen Körperbe-
schwerden veröffentlicht (Schaefert u.a. 2012). Die 

SoMaToFoRME STöRungEn | 
Kritische Reflexionen zur Therapie 
und Beratung
     Annemarie Jost

https://doi.org/10.5771/0490-1606-2014-12-456
Generiert durch IP '3.135.206.166', am 10.10.2024, 03:14:27.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

buerk-halmer
Unterstreichen

https://doi.org/10.5771/0490-1606-2014-12-456

